
Forum

Jan Sändig/Annette Schramm

Protest und Widerstand gegen Großinvestitionen im
Globalen Süden

In vielen Ländern des Globalen Südens nehmen ausländische Großinvestitionen in
Land und natürliche Ressourcen seit dem frühen 2000er Jahren zu. Diese Investi-
tionen haben – u. a. durch Land Grabbing – häufig negative soziale Folgen, gegen
die vielerorts Proteste lokaler Gemeinden und zivilgesellschaftlicher Akteure ent-
stehen. Trotz der hohen Relevanz und Aktualität des Themas hat sich die Friedens-
und Konfliktforschung hiermit noch kaum beschäftigt. Es fehlen gesicherte Er-
kenntnisse zu den Ursachen und Dynamiken solcher Proteste, aber auch die Rolle
von Rechtsnormen als Möglichkeit und Hindernis zur Mobilisierung wurde bislang
weitgehend vernachlässigt. In diesem Forumsbeitrag fassen wir die Ergebnisse
einer Tagung zusammen, die diese Forschungslücken adressierte und die wir im
November 2015 am Sonderforschungsbereich »Bedrohte Ordnungen« (SFB 923)
an der Universität Tübingen veranstalteten.
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Einleitung

Seit einigen Jahren lässt sich im Globalen Süden ein regelrechter Investitionsboom
in den Bereichen Land und natürliche Ressourcen beobachten. Die ausländischen
Direktinvestitionen in dieser Region sind von 2000 bis 2014 stark gestiegen: Von
13 Milliarden auf 136 Milliarden US-Dollar pro Jahr (World Bank 2016).1 In diesen
zunehmenden Investitionen sieht u. a. die Weltbank aufgrund von neuen Erwerbs-
möglichkeiten und Technologietransfer eine Entwicklungschance. Vor allem zivil-
gesellschaftliche Gruppen betonen jedoch Risiken. Tatsächlich lässt sich beobach-
ten, dass Investitionen in Land und in die Extraktion natürlicher Ressourcen häufig

1.

1 Diese Daten umfassen Länder, die 2014 ein Bruttonationaleinkommen unterhalb von 4125 US-Dol-
lar hatten (laut Weltbank-Klassifikation: »low income economies« und »lower middle income eco-
nomies«).
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mit einer massiven Verschlechterung der Lebensbedingungen der lokalen Bevöl-
kerung einhergehen. Vielerorts wehren sich lokale Gemeinden daher gegen extrak-
tive Industrien, Landnahmen (Landgrabbing) und auch Umweltschutzvorhaben, die
ihr soziales Zusammenleben bedrohen und ihre Rechte verletzen: In Madagaskar
z. B. gelang es DemonstrantInnen 2009, die Regierung zu stürzen, nachdem diese
riesige Landflächen an einen koreanischen Konzern verpachtet hatte (Vinciguerra
2013). In Brasilien leisten AktivistInnen Widerstand gegen extraktive Industrien,
die wie unlängst das Minenunglück am Rio Doce dramatische Umweltzerstörung
zur Folge haben können (Barbosa 2013). In Indonesien schließlich protestieren lo-
kale LandwirtInnen und UmweltschützerInnen gegen die großflächige Abholzung
des Regenwaldes zur Gewinnung von Produktionsflächen für Palmöl (Pye 2010).
Diese lokalen Proteste werden vielfach von transnational operierenden zivilgesell-
schaftlichen Bündnissen unterstützt. Darunter befinden sich Nichtregierungsorga-
nisationen (NGOs), wie z. B. Oxfam und Action Aid, sowie die Mitte der 1990er
Jahre entstandene transnationale Bewegung für Ernährungssouveränität. Gemein-
sam kritisieren sie die ungebremste neoliberale Globalisierung, Landgrabbing und
Ressourcenplünderung und treten für gerechte Entwicklung ein.

Die Friedens- und Konfliktforschung und dabei insbesondere die Forschung zu
sozialen Bewegungen hat diese Thematik bisher vernachlässigt. Der derzeitige For-
schungsboom zu Landgrabbing, das als Problem seit 2008 bekannt geworden ist
(GRAIN 2008), ging an dem Forschungsfeld größtenteils vorbei. Mit dem hier be-
handelten Phänomen hat sich bislang hauptsächlich ein Netzwerk von kritischen
ForscherInnen befasst, die mit Ansätzen der politischen Ökologie oder politischen
Ökonomie arbeiten und dabei zumeist ethnographische Methoden anwenden. Die
vor allem im Journal of Peasant Studies geführte Forschungsdebatte hat bereits
erkenntnisreiche Studien zu den Ursachen, diskursiven Konstruktionen und sozialen
sowie wirtschaftlichen Folgen solcher großflächigen Investitionen hervorgebracht
(Schutter 2011; White et al. 2012; Dietz et al. 2015). Auch Proteste und Widerstand
gegen Land- oder Ressourcendeals sind bereits Gegenstand der Forschung gewor-
den, sowohl mit Fokus auf lokalen Protesten (Borras/Franco 2013; Hall et al. 2015),
als auch im Hinblick auf die Aktivitäten und Strukturen auf der transnationalen
Ebene (Borras et al. 2008; Desmarais 2007; McKeon 2013). Da es sich um ein sehr
junges Forschungsfeld handelt, war die Vorgehensweise bisher stark induktiv und
verfolgte das Ziel, erste Bestandsaufnahmen vorzunehmen. Der Großteil der For-
scherInnen ist zudem selbst als AktivistInnen engagiert und hat folglich eine stark
präskriptive Perspektive. Es fehlen jedoch noch weitgehend Studien, die Proteste
vergleichend untersuchen, dabei stärker theoriegeleitet vorgehen und eine größere
kritische Distanz zu den Betroffenen und AktivistInnennetzwerken haben. Die für
die Friedens- und Konfliktforschung zentralen Fragen, warum es in manchen Fällen

Forum

250

https://doi.org/10.5771/2192-1741-2016-2-249 - Generiert durch IP 216.73.216.174, am 14.06.2026, 06:25:41. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771%2F2192-1741-2016-2-249


solcher Investitionen zu Protesten kommt (wohingegen diese in anderen Fällen aus-
bleiben) und warum solche Proteste unterschiedliche Formen und Verläufe anneh-
men, wurden bisher noch nicht überzeugend beantwortet.

Um dieses Forschungslücke zu adressieren, veranstalteten wir am Sonderfor-
schungsbereich »Bedrohte Ordnungen« (SFB 923) vom 27.-28. November 2015
eine zweitägigen Tagung mit dem Titel Protest over Investment Projects in Land
and Natural Resources an der Universität Tübingen.2 Die Tagung fand im Rahmen
einer Workshop-Serie des Anfang 2015 gegründeten Arbeitskreises »Natur – Res-
sourcen – Konflikte« der Arbeitsgemeinschaft für Friedens- und Konfliktforschung
(AFK) statt (siehe auch Hennings/Prause 2015). Neben der inhaltlichen Auseinan-
dersetzung mit dem Thema zielt diese Veranstaltungsreihe auch besonders auf die
Vernetzung von NachwuchswissenschaftlerInnen ab. Die Tagung brachte so junge
ForscherInnen aus Politikwissenschaft, Ethnologie und Rechtswissenschaften zu-
sammen. Im Zentrum der Tagung standen Fragen nach den Ursachen und Verlaufs-
formen von Protesten, ihren Rückwirkungen auf lokale Gemeinden und der Inter-
aktion zwischen verschiedenen Ebenen (lokal-national-transnational). Darüber
hinaus wurden diskursive Konstruktionen von Investitionen und Protesten, rechtli-
che Rahmenbedingungen und verschiedene methodische Zugänge diskutiert.

In diesem Forumsbeitrag skizzieren wir den Forschungsstand und betten die Er-
gebnisse der Tagung in das Forschungsfeld ein. Dabei betrachten wir zunächst Er-
klärungsfaktoren für die Entstehung und Dynamiken von Protesten. Im darauffol-
genden Teil gehen wir auf die Rolle des Rechts und dabei insbesondere des
Völkerrechts für solche Proteste ein. Abschließend geben wir vor dem Hintergrund
der Tagungsergebnisse einen Ausblick für die weitere Forschung zum Thema.

Formen, Ursachen und Dynamiken von Protesten gegen Großinvestitionen

Die bisherige Forschung zu Protesten gegen Investitionen in Land und natürliche
Ressourcen3 zeigt, dass Konflikte vor allem entlang von drei Akteurslinien verlau-

2.

2 Die Tagung stand zudem in engem Zusammenhang mit unserem Forschungsprojekt am SFB 923,
siehe die AutorInneninformationen am Ende des Beitrags. Für die großzügige finanzielle Unterstüt-
zung zur Organisation der Tagung möchten wir uns bei der DFG und dem Universitätsbund Tübingen
e. V. bedanken.

3 Diese Literatur zu Land and Resource Grabbing unterscheidet sich von der Forschung zum »Res-
sourcenfluch« und zu Foreign Direct Investment (FDI). Im Gegensatz zur »Ressourcenfluch«-Li-
teratur rücken nun anstelle »klassischer« natürlicher Ressourcen (wie Öl, Gas, Diamanten) auch
andere Mineralien und Landenteignung für Agrarproduktion, Umweltschutz und Tourismus in den
Blick. Außerdem liegt der Schwerpunkt eher bei gewaltfreien und begrenzt gewaltsamen Protesten
anstatt bei bewaffneten Konflikte und Bürgerkriegen. Dieses neue Forschungsfeld ist zudem spezi-
fischer als die Literatur zu FDI, da nur Großinvestitionen (etwa ab 200 Hektar) untersucht werden.
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fen (Borras/Franco 2013: 1730-1732): Konflikte innerhalb lokaler Gemeinden,
Konflikte zwischen GemeindevertreterInnen und Unternehmen und Konflikte zwi-
schen GemeindevertreterInnen und staatlichen Akteuren. Dabei reagieren lokale
Gemeinden selten einheitlich: Während manche sich für die Investitionsvorhaben
aussprechen, sind andere dagegen oder bleiben neutral. Diese Spaltung verläuft
häufig entlang sozialer Differenzkategorien, wie z. B. Klasse, Generation, Ethnizität
oder Geschlecht (Hall et al. 2015: 472; Gilfoy 2015). Eine wesentliche Erklärung
für Nicht-Protest könnte dementsprechend darin bestehen, dass die Gruppe der In-
vestitionsgegnerInnen innerhalb einer Gemeinde zu klein ausfällt oder über zu we-
nig Ressourcen und Einfluss verfügt, um für kollektives Handeln zu mobilisieren.
Auch könnten unterschiedliche Konfliktverläufe von der Herkunft der beteiligten
Unternehmen oder vom Ausmaß externer Unterstützung für lokalen Protest beein-
flusst werden (GRAIN et al. 2014: 60). Diese Annahmen wurden in der bestehenden
Literatur kaum überprüft. Überhaupt fehlen vergleichende Untersuchungen, die ge-
neralisierte Erklärungen über Protest und Nicht-Protest geben (wie auch kritisiert
von Cotula et al. 2014: 905).

Erste vergleichende Untersuchungen zu Konflikten und Protesten im Bereich
Land und natürliche Ressourcen wurden bei der Tübinger Tagung von Tobias Ide
(Georg Eckert Institut, Braunschweig) und Tim Wegenast (gemeinsames Arbeits-
papier mit Gerald Schneider, Universität Konstanz) vorgestellt. Tobias Ide hat in
seiner Studie 20 Fälle aus dem Globalen Süden mittels Qualitative Comparative
Analysis (QCA) untersucht, um Bedingungen zu identifizieren, unter denen Kon-
flikte um knappe natürliche Ressourcen in Gewalt eskalieren (Ide 2015). Dabei zeigt
sich, dass eine Kombination aus Feindbildern (negatives Othering), relativer Macht-
symmetrie zwischen den Konfliktparteien und politischem Wandel die Eskalation
dieser Konflikte in Gewalt erklärt. Die Aneignung knapper Ressourcen durch ex-
terne oder lokale Investoren oder staatliche Akteure spielt laut den Ergebnissen von
Tobias Ide für das Risiko der Gewalteskalation keine Rolle. Dieser Befund ist be-
merkenswert vor dem Hintergrund der gängigen Annahme, dass externe Ressour-
cenaneignung ein Anlass für besonders radikale und potenziell gewaltsame Proteste
lokaler Gemeinden ist. Erste Ergebnisse der von Tim Wegenast vorgestellten Studie
bestätigen wiederum diese gängige Annahme. Mittels der quantitativen Methode
Geographic Information System (GIS) untersuchen er und Gerald Schneider, wie
Unterschiede in der Eigentümerschaft zwischen nationalen und internationalen Un-
ternehmen bei Goldminen in Subsahara-Afrika auf die Wahrscheinlichkeit lokaler
Proteste wirken. Den Ergebnissen zufolge kommt es bei Goldminen, die von inter-
nationalen anstelle von nationalen Unternehmen betrieben werden, tatsächlich eher
zu Protesten (sowohl friedliche Demonstrationen als auch gewaltsame Auseinan-
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dersetzungen). Diese Befunde deuten auf die Relevanz, aber auch den weiteren
Forschungsbedarf zur Rolle der Herkunft investierender Akteure für lokales Pro-
testverhalten hin.

Konflikte, Proteste und Widerstand um Investitionsprojekte stehen in engem Zu-
sammenhang mit der Frage, ob die Investitionen und ihre Beschlussverfahren von
der lokalen Bevölkerung als legitim und partizipativ wahrgenommen werden. Ist
Legitimität und Partizipation gegeben, werden lokale Proteste unwahrscheinlicher.
Umgekehrt führt gerade fehlende Mitbestimmung und begrenzte Teilhabe am Nut-
zen von Investitionsprojekten bei der lokalen Bevölkerung zu Unzufriedenheit, aus
der heraus Protest und Widerstand entstehen kann. Die bisherige Forschung zeigt,
dass Regierungen und internationale Finanzinstitutionen bemüht sind, Legitimität
für Investitionen zu erschaffen. Dazu stellen sie Land (unabhängig von den tatsäch-
lichen Nutzungsverhältnissen) oft als »ungenutzt« oder »marginal« dar und argu-
mentieren mit dessen »Entwicklungspotenzial«, um lokale Akzeptanz für Investi-
tionsprojekte zu schaffen (Geisler 2012; Deininger/Byerlee 2011). Diese gängigen
Narrative finden sich auch in der bei der Tagung von Johanna Rapp (Zentrum für
Entwicklungsforschung, Bonn) vorgestellten Fallstudie zum Bau einer Gas-Pipeline
in Ghana wieder. Um das Vorhaben zu legitimieren, verwies die ghanaische Re-
gierung immer wieder auf die Entwicklungschancen durch die Erdgasgewinnung
und leistete finanzielle Kompensation an die vom Pipeline-Bau betroffene Bevöl-
kerung. In ihrer quantitativen Untersuchung erfasst Johanna Rapp anhand von über
300 Interviews mit Betroffenen, ob die Regierung das Bauvorhaben erfolgreich le-
gitimieren konnte. Die Ergebnisse weisen darauf hin, dass die Legitimität der Re-
gierung in den Augen der lokalen Bevölkerung jedoch – unabhängig von der Zah-
lung oder Höhe von Kompensationen – so niedrig ist, dass nicht von einer
erfolgreichen Legitimationsstrategie ausgegangen werden kann. Dass die betroffene
Bevölkerung dennoch bisher keine Proteste organisiert hat, verdeutlicht, dass auch
schwache Legitimität eines Investitionsvorhabens nicht automatisch Proteste aus-
löst. In einem von Esther Marijnen (Vrije Universiteit, Brüssel) bei der Tagung
vorgestellten Fall, der als Green Grabbing betrachtet werden kann, zeigt sich wie-
derum ein starker Zusammenhang zwischen fehlender Legitimität, relativer Depri-
vation und Protesten. Sie untersuchte ein Naturschutzvorhaben der Europäischen
Kommission im Virunga Nationalpark im Osten der Demokratischen Republik
Kongo. Das Management des Nationalparks ging 2005 in ein Public-private-Part-
nership (PPP) über. Unter der Kontrolle des Parkdirektors Emmanuel de Merode,
Prinz einer der ältesten Königsfamilien Belgiens, wurde der Zugang zum National-
park für die in angrenzenden Gebieten lebende Bevölkerung stark begrenzt. Das
hatte eine Verschlechterung derer wirtschaftlicher Situation zur Folge, weshalb sie
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die Parkverwaltung seitdem als »Staat im Staat« und als Fortsetzung der Herrschaft
der »Weißen« im Kongo wahrnehmen. Das als autoritär, ungerecht und nicht-par-
tizipativ wahrgenommene Vorgehen der Parkverwaltung rief so eine Reihe lokaler
Protesten hervor.

Um solchen Widerstand zu organisieren, ist nach gängiger Ansicht aus der For-
schung zu sozialen Bewegungen aber auch die Erschließung von Ressourcen zur
Organisation von kollektivem Handeln nötig (Edwards/McCarthy 2004). Da sich
die meisten lokalen Gruppen, die von großflächigen Investitionen betroffen sind, in
einer schwachen Position befinden und kaum über die nötigen Mittel für Proteste
verfügen, versuchen sie diese Ressourcen (z. B. Geld, Informationen) häufig durch
Allianzen mit externen Akteuren zu gewinnen. Dies bietet zudem die Möglichkeit,
Proteste auch auf die transnationale Ebene zu heben und dadurch stärkeren Einfluss
auf Investoren und Regierungen auszuüben (Keck/Sikkink 1998; Tarrow 2005).
Entsprechende Allianzen bilden lokale Gruppen zumeist mit zivilgesellschaftlichen
Organisationen aus dem Globalen Norden und Organisationen aus der transnatio-
nalen Bewegung für Ernährungssouveränität. Letztere ist Mitte der 1990er Jahre
aus Unzufriedenheit über die als unsozial wahrgenommene neoliberale Globalisie-
rung entstanden (Borras et al. 2008). Die Bewegung wird von La Vía Campesina
angeführt und ist auch als transnationale Bewegung von Kleinbauern und -bäue-
rinnen bekannt, wobei der Begriff »Kleinbauern« sehr breit gefasst wird und auch
FischerInnen, ViehzüchterInnen, NomadInnen, Indigene und Landlose umfasst.
Gemeinsam beklagen diese Gruppen auf transnationaler Ebene die Verdrängung
nachhaltiger lokaler Agrarformen (Agroökologie) durch Großkonzerne (Agro-
industrie) und fordern »Ernährungssouveränität«, also den Schutz und die Förde-
rung ihrer Selbstbestimmung und bestehender Agrarmethoden (Alonso-Fradejas et
al. 2015). Diese transnationale Bewegung wird wiederum von einer Vielzahl an
NGOs aus dem Globalen Norden unterstützt (u. a. aus den Bereichen Menschen-
rechte, Umweltschutz, Entwicklung und Indigenenrechte).

In vielen Fällen von Protesten gegen Investitionsvorhaben lässt sich solche Ko-
operation zwischen lokal Betroffenen und der transnationalen Zivilgesellschaft be-
obachten (Pye 2010; GRAIN et al. 2014). Für die Forschungsmethodik bedeutet
dies, dass Proteste auf mehreren Ebenen untersucht werden müssen. Hierzu stellte
Louisa Prause (Freie Universität Berlin) in ihrem Vortrag bei der Tagung verschie-
dene Konzepte zur Erfassung solcher Interaktion vor – darunter space, level und
scale. Während Mehrebenenansätze (level) klar getrennte und übereinander liegen-
de Schichten implizieren, bietet sich scale vor allem für sozial-konstruktivistische
Untersuchungen an. Die Überlegung hierbei ist, dass Skalenzuschreibungen von
Akteuren im Protest selbst vorgenommen werden und dabei zugleich Teil des Pro-
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testes sein können (Engels 2015). Darüber hinaus hält die Forschung zu sozialen
Bewegungen Louisa Prause zufolge bereits eine Reihe von konzeptionellen und
theoretischen Überlegungen parat, die sich auch in Fallstudienarbeit zu Widerstand
gegen Investitionsvorhaben heranziehen lassen. Darunter befindet sich zum einen
das weitbekannte Bumerang-Modell (Keck/Sikkink 1998), demzufolge sich lokale
Akteure des Globalen Südens, die mit einer reformunwilligen Regierung konfron-
tiert sind, NGOs aus dem Globalen Norden als Partner suchen, um über diese indi-
rekt Druck auf ihre Regierung auszuüben. Zum anderen hilft das Konzept scale
shift, den Wechsel (z. B. von Forderungen und Aktivitäten) von Protestbewegungen
zwischen verschiedenen Ebenen zu erfassen (Tarrow 2005: 120-140).

Während also bereits Konzepte zur Erhebung der Interaktion verschiedener Ebe-
nen vorhanden sind, besteht eine weitere Forschungslücke darin, dass die Rück-
wirkungen der Transnationalisierung von Protesten auf lokale Gruppen noch kaum
untersucht wurden. In seiner bei der Tagung vorgestellten ethnologischen Studie
betrachtet Philip Gondecki (Universität Bonn) diesen Aspekt am Beispiel der indi-
genen Gruppe der Waorani in Ecuador (Gondecki 2015). Die Waorani, die seit den
1970er Jahren in ihrem Lebensraum im Amazonas-Tiefland durch Erdölforderung
bedroht sind, protestieren seit Jahren gegen die Zerstörung ihres Lebensraumes und
ihrer Kultur. Jedoch hat die Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft, die Nutzung
von Internationalen Organisationen als Foren für Protest und die Medialisierung des
Falles die Lebensweisen der Waorani ebenfalls nachhaltig verändert. Transnatio-
nalisierung kann daher für lokale Gruppen sowohl eine Chance bieten, einen exter-
nen Eingriff in ihr Eigentum und ihre Lebensweisen abzuwehren, sie kann parado-
xerweise jedoch auch selbst zur Bedrohung für die protestierende Gruppe werden.
Die Fallstudie zeigt, dass Bedarf besteht, solche Rückwirkungen von Protesten und
lokal-transnationaler Kooperation in der Forschung zu sozialen Bewegungen und
zu Protesten gegen Investitionsvorhaben in Zukunft stärker zu thematisieren. Des
Weiteren sollte, wie im Folgenden erläutert wird, der Einfluss des Rechts auf Pro-
teste gegen Großinvestitionen verstärkt untersucht werden.

Rolle des Rechts für Proteste gegen Investitionsprojekte

Im Rahmen von Konflikten um großflächige Investitionen berufen sich sowohl die
Unternehmen als auch ihre GegnerInnen in vielen Fällen auf bestehendes Recht.
Neben nationalem Recht ist das Völkerrecht hier von besonderer Relevanz. Das
Völkerrecht bietet auf Basis von bilateralen Abkommen einen starken Schutz für
investierende Unternehmen. Diese können bei Nichteinhaltung von Verträgen
Schiedsgerichte anrufen und hohe Entschädigungen einklagen (Bernstorff 2012:

3.
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13-14). Betroffenen Bevölkerungsgruppen stehen demgegenüber bei der Verlet-
zung ihrer Rechte keine vergleichbaren Klagemöglichkeiten auf internationaler
Ebene zur Verfügung. Sie können zwar vor nationalen Gerichten z. B. gegen Ent-
eignung und Vertreibung klagen, doch ist dieser Schutz wenig effektiv. Für Klagen
fehlen diesen Gruppen oft die formellen Besitzrechte über das von ihnen genutzte
Land sowie Kenntnisse über rechtliche Möglichkeiten. Zudem erfolgt die Recht-
sprechung häufig nicht unabhängig und wird dadurch erschwert, dass viele Land-
deals in rechtlichen Grauzonen stattfinden. Im Ergebnis sind die Betroffenen vie-
lerorts fast völlig ohne rechtlichen Schutz.

Im Völkerrecht entstehen derzeit aber neue Schutzmöglichkeiten lokaler Bevöl-
kerungsgruppen bei großflächigen Investitionen. Diese völkerrechtlichen Entwick-
lungen wurden bei der Tagung von drei ReferentInnen erläutert: Roman Herre (Re-
ferent für Ernährungssicherheit bei FoodFirst Information and Action Network,
FIAN), Mônica Weitzel (Universität Bremen) und Yorck Diergarten (Universität
Freiburg). Aus Sicht von Roman Herre besteht ein zentraler völkerrechtlicher
Schutzmechanismus lokaler Gruppen im Recht auf angemessene Ernährung. Das
Menschenrecht auf Nahrung (verankert u. a. im Sozialpakt der UN) verpflichtet
Staaten, den Zugang der Bevölkerung zu Land und natürlichen Ressourcen zu re-
spektieren, vor Eingriffen (z. B. durch Unternehmen) zu schützen und schrittweise
den Zugang zu verbessern (Golay/Biglino 2013: 1633). Mit der Allgemeinen Be-
merkung 12 hat der UN Ausschuss für Wirtschaftliche, Soziale und Kulturelle
Rechte 1999 auch den Zugang zu Land als Kernelement des Rechts auf Nahrung
unterstrichen. Demnach verstoßen Staaten gegen ihre menschenrechtlichen Ver-
pflichtungen, wenn sie Investitionen zulassen, bei denen die lokale Bevölkerung
Land verliert, das ihre Lebens- und Ernährungsgrundlage darstellt (Golay/Biglino
2013: 1636). Zudem wurden in den vergangenen Jahren im Rahmen der UN-Er-
nährungs- und Landwirtschaftsorganisation (FAO) freiwillige Leitlinien verab-
schiedet, die unter anderem lokale Gruppen im Kontext von Investitionen schützen.
So geben die 2012 verabschiedeten Voluntary Guidelines on the Responsible
Governance of Tenure of Land, Fisheries and Forests in the Context of National
Food Security (Tenure Guidelines) vor, Staaten sollten ebenso wie Unternehmen
sicherstellen, dass bei Investitionen sowohl die Menschenrechte gewahrt, als auch
informelle Nutzungs- und Besitzansprüche respektiert und mögliche Betroffene
vorab informiert und konsultiert werden (FAO 2012).4 Die Tenure Guidelines sind

4 Als weitere freiwillige Selbstverpflichtungen wurden von der FAO u. a. auch die Prinzipien zu
verantwortungsvollen Investitionen im Bereich der Landwirtschaft und Ernährungssysteme (2014)
sowie die Leitlinien für nachhaltigen Kleinfischerei (2015) geschaffen.
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zwar freiwillig, enthalten aber auch bestehende verbindliche Verpflichtungen von
Staaten wie das Recht auf Nahrung (Seufert 2013: 182). In erster Linie richten sich
die Leitlinien an Regierungen als Pflichtenträger, um verantwortungsvolle Boden-
politik sicherzustellen. Sie können aber auch lokalen Widerstand stärken, da sie klar
vorgeben, dass bei Investitionen in Land marginalisierte Gruppen bevorzugt werden
sollten und menschenrechtliche Verpflichtungen sowie informelle Landrechte ge-
achtet werden müssen. Damit sie diese Wirkung entfalten können, müssen die
Tenure Guidelines aber zunächst – u. a. durch zivilgesellschaftliches Engagement
– lokalen Gemeinden in ihren Konflikten mit Investoren und Regierungen zugäng-
lich gemacht werden (Beckh et al. 2015: 326; Burnod et al. 2013: 375). Dennoch
ist zu befürchten, dass die Leitlinien, ebenso wie andere freiwillige Selbstverpflich-
tungen, Investitionen kaum sozialer gestalten werden. Denn aufgrund der komple-
xen Strukturen vieler Unternehmen und ihrer begrenzten öffentlichen Sichtbarkeit
können sich viele Investoren leicht ihrer sozialen Verantwortung entziehen (Clapp
2016).

Dementsprechend bestehen im völkerrechtlichen Schutz noch erhebliche Lücken,
die sich auch auf Protestmöglichkeiten auswirken. Yorck Diergarten zeigte bei der
Tagung in seinem Arbeitspapier die ungleichen Schutzbestimmungen zwischen in-
digenen und nicht-indigenen Gruppen. Für erstere enthält das Völkerrecht bereits
starke Schutzmechanismen, denen zufolge diese Gruppen nicht gegen ihren Willen
und ohne Kompensation von ihrem Land vertrieben werden dürfen. Dies basiert auf
der besonderen kulturellen und spirituellen Bedeutung von Land für indigene Grup-
pen. Ein solcher kulturell begründeter Schutz ist jedoch nur sehr schwer auf die
Mehrheit der Kleinbauern und -bäuerinnen, Landlose, FischerInnen und andere
nicht-indigene Gruppen in der Welt anzuwenden (Schutter 2010: 314-319). Um
diese normative Lücke zu schließen, bieten sich drei Lösungen an. Erstens könnten,
wie von Mônica Weitzel auf der Tagung erläutert, die sozialen und wirtschaftlichen
Menschenrechte so ausgelegt werden, dass auch der Landbesitz nicht-indigener
Gruppen geschützt wird. Die beschriebene völkerrechtliche Entwicklung, bei dem
Recht auf Nahrung auch Landzugang als Einkommensquelle und Ernährungsgrund-
lage unter Schutz zu stellen, geht bereits in diese Richtung. Zweitens könnten für
diese Gruppen auch spezifische Erklärungen und Abkommen mit einem eigenstän-
digen Recht auf Land geschaffen werden. Der UN-Menschenrechtsrat hat 2012 be-
reits eine Arbeitsgruppe eingerichtet, die eine solche Erklärung der Rechte von
Kleinbauern und -bäuerinnen sowie anderen LandarbeiterInnen vorbereitet – darin
enthalten ist auch ein Recht auf Land (Geneva Academy 2015). Drittens könnte eine
zusätzliche Schutzmöglichkeit darin bestehen, Unternehmen stärker in die völker-
rechtliche Verpflichtung zu nehmen. Der UN-Menschenrechtsrat hat dafür 2011
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erstmals Leitlinien zum Schutz von Menschenrechten bei Investitionen verabschie-
det. Zudem wurde 2014 in diesem Gremium von einer Reihe von Ländern aus dem
Globalen Süden die Einrichtung einer Arbeitsgruppe durchgesetzt, deren Ziel es ist,
ein völkerrechtlich verbindliches Abkommen zum Schutz der Menschenrechte
durch Unternehmen auszuarbeiten (United Nations Human Rights Council 2014).
Am Ende dieses Prozesses könnte die Möglichkeit stehen, dass Betroffene bei Men-
schenrechtsverstößen vor internationalen Gerichten Klagemöglichkeiten gegen
Konzerne haben. Dies böte eine substanzielle Stärkung des völkerrechtlichen Schut-
zes Betroffener bei Großinvestitionen. Derzeit stößt die Einführung solcher Ge-
richtsbarkeit aber auf starken Widerstand – vor allem aus den Industrieländern.

Fazit und Ausblick

Zusammenfassend möchten wir zwei zentrale Überlegungen hervorheben. Erstens
besteht im Forschungsfeld zu Protest und Widerstand gegen Großinvestitionsvor-
haben in Land und natürliche Ressourcen eine erhebliche Lücke in der Theoreti-
sierung der Ursachen und Dynamiken solcher Proteste. Die in Tübingen vorgestell-
ten Beiträge liefern hierzu erste wertvolle Erkenntnisse, weitere theoriegeleitete und
vergleichende Studien sind jedoch nötig. Dabei gilt es das komplexe Zusammen-
spiel der lokalen, nationalen und transnationalen Ebene zu erfassen. Inwieweit ex-
terne Unterstützung auf transnationaler Ebene dazu beiträgt, lokale Proteste zu er-
möglichen, oder ob Transnationalisierung die lokalen Proteste ersetzt, bleibt aber
bisher noch offen. Zudem zeigt sich zwar klar, dass fehlende Legitimität und be-
grenzte Partizipation Proteste wahrscheinlicher machen, aber der Erfolg und das
Scheitern von Legitimationsstrategien für Investitionen und für Protestmobilisie-
rung wurden noch kaum betrachtet. In dieser Hinsicht bietet es sich für die zukünf-
tige Forschung an, auf den Framing-Ansatz aus der Forschung zu sozialen Bewe-
gungen zurückzugreifen, mit dem auch Prozesse der Gewalteskalation untersucht
werden können (Benford/Snow 2000; Granzow et al. 2015). Framing könnte so
helfen, auch die bisher vernachlässigte, aber für die Friedens- und Konfliktfor-
schung wesentliche Frage nach den Ursachen für die gewaltsame Austragung von
Konflikten um Großinvestitionen zu behandeln.

Zweitens erscheint es uns unverzichtbar, die Wirkung völkerrechtlicher Normen
sowie nationaler Gesetzen in der Entstehung und Artikulation von Protest vertieft
zu untersuchen. Völkerrechtliche Übereinkommen wie z. B. die Erklärung der Ver-
einten Nationen über die Rechte indigener Völker können als Bezugspunkte für
Protest dienen und damit neue Einflussmöglichkeiten eröffnen. Gleichzeitig sind
solche Erklärungen auf jene Gruppen begrenzt, die sich als Rechteinhaber glaubhaft

4.
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machen können. Im Gegensatz zu indigenen Gruppen sind vor allem Kleinbauern
und -bäuerinnen, FischerInnen und andere ländliche Bevölkerungsgruppen bei In-
vestitionen derzeit noch fast ohne völkerrechtlichen Schutz. Neue Abkommen, die
diese Lücke im Völkerrecht schließen könnten, befinden sich noch in einer frühen
Entstehungsphase. Auch die freiwilligen Selbstverpflichtungen, die in den vergan-
genen Jahren vereinbart wurden, müssen ihren Nutzen in der Praxis erst noch be-
weisen. Die starke Beteiligung zivilgesellschaftlicher Akteure bei deren Verab-
schiedung und die daraus resultierende hohe Legitimität der Richtlinien könnten
eine Verwendung für Proteste auf lokaler und nationaler Ebene begünstigen. Zu-
gleich ist Skepsis angebracht, ob freiwillige Selbstverpflichtungen anstelle binden-
der völkerrechtlicher Abkommen ausreichen werden. Aufgrund des starken Zu-
sammenhangs zwischen Recht und Protest, halten wir es für wichtig, dass die
Friedens- und Konfliktforschung in diesem Forschungsfeld eng mit den Rechtwis-
senschaften zusammenarbeitet. So wird ein genaueres Verständnis der Entstehung
und des Verlaufs von Protesten gegen Land- und Ressourceninvestitionen möglich.
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